
Es waren unglaubliche Szenen, 
die sich in der Silvesternacht 
2022 in Berlin, in Hannover, 

in Essen abspielten. Gezielte An-
griffe auf Feuerwehr und Polizei 
mit Feuerwerkskörpern, besonders 
im Berliner Stadtteil Neukölln ent-
hemmtes gewalttätiges Verhalten 
Jugendlicher – viele von ihnen mit 
Migrationshintergrund.

Es waren unglaubliche Szenen, die 
sich in der Silvesternacht 2015 auf 
der Kölner Domplatte abspielten, 
auch dort die Stimmung enthemmt. 
Raketen wurden auf Menschen ge-
feuert, Passanten schikaniert, es 
gab sexuelle Übergriffe, Menschen 
wurden bestohlen. Die Täter kamen 
überwiegend aus dem nordafrika-
nisch-arabischen Raum.

Die Bestürzung war jeweils groß, 
harte Bestrafung der Täter wurde ge-
fordert, die Integrationspolitik auch 
Anfang 2023 erneut in Frage gestellt, 
ja sogar für gescheitert erklärt. Im 
Fokus steht in diesen Tagen vor allem 
die Hauptstadt mit ihrem vermeint-
lichen Vorzeige-Integrationsstadtteil 
Neukölln. Die Politik in Berlin ist wie 
immer bestürzt und fordert als erstes 
ein Böllerverbot – ein Ablenkungs-
manöver vom jahrelangen Versagen 
in der Integrationspolitik, nicht nur 
auf lokaler Ebene in Berlin, sondern 
auch auf Ebene der Bundespolitik.

Die Fehler wurden allerdings lan-
ge vor der Flüchtlingswelle von 2015 
begangen. Als mein Kollege Joachim 
Wagner 2011 sein Buch „Richter 
ohne Gesetz. Islamische Paralleljus-
tiz gefährdet unseren Rechtsstaat“ 
über libanesische Clan-Friedens-
richter veröffentlichte, war das 
politische Interesse eher gering an 
der Tatsache, dass eingeflogene so-
genannte „Friedensrichter“ in Ber-
lin arabische Clan-Streitigkeiten 
vollkommen unabhängig von der 
deutschen Justiz in Hinterzimmern 
schlichteten, die Justiz oft nur zu-
schauen konnte und Anklagen fallen 
lassen musste. Es passte nicht in das 
politische Konzept einer eher be-
schönigenden Integrationspolitik.

Die Clans wurden stärker und 
stärker, sie übten in „ihren“ Vierteln 
Druck auf die Mitbewohner aus, sie 
wurden für einen Teil der arabi-
schen Jugendlichen mit ihren Taten 
zu Vorbildern. Der Remmo-Clan ist 
das beste Beispiel. Die Clans hat-
ten zudem leichtes Spiel, denn viele 
Migranten – ob Erwachsene oder 
Jugendliche – fühlten sich vom deut-
schen Staat, von der Gesellschaft 
im Stich gelassen, unerwünscht. Sie 
verloren den Respekt vor der staat-
lichen Organisation, vor demokrati-
schen Gepflogenheiten.

Und wie verhielten sich die poli-
tischen Kräfte und die sie tragen-
de bürgerliche Gesellschaft in der 
Hauptstadt? Beide fanden, Neukölln 
sei ein exotischer Stadtteil, irgend-
wie interessant und gut für den Tou-
rismus, aber mehr auch nicht. Integ-
rationsbemühungen fanden nicht in 
dem Maße statt, wie es wahrschein-
lich notwendig gewesen wäre. War-
nungen wurden nicht beachtet. In 
dieser Situation hat Deutschland 
viele jüngere Migranten für eine de-
mokratische Gesellschaft verloren. 
Erst die Flüchtlingswelle 2015 hat 
die Gesellschaft aufgeschreckt und 
in den vergangenen Jahren dann 
die Erkenntnis befördert, dass ohne 
ausländische Mitbürgerinnen und 
Mitbürger der deutsche Wohlstand 
auf Dauer gefährdet sei. 

Hat es also auch an Respekt der 
Gesamtgesellschaft vor großen Tei-
len der ausländischen Mitbürger 
gefehlt? Diese Frage sollten wir uns 
ehrlich stellen, vielleicht sogar noch 
weiter gefasst zu der Frage, wie es 

überhaupt mit dem Respekt in unse-
rer Gesellschaft heute bestellt ist, 
dem Respekt mit- und füreinander 
und auch und gerade dem Respekt 
vor der Demokratie. Das ist nicht 
nur ein Problem der Integration.

Man braucht sich nur auf die Stra-
ße begeben, um zu erleben, wie es mit 
dem Respekt aussieht. Fußgänger ge-
hen bei Rot über die Straße, Autofah-
rer fahren im letzten Moment bei Rot 
über die Kreuzung, Geschwindig-
keitsbegrenzungen werden missach-
tet, Radfahrer benutzen nicht immer 
die Radwege, sondern gerne auch 
die Fußgängerwege, und die E-Rol-
ler-Fans missachten häufig alle Ver-

kehrsregeln. Respekt im deutschen 
Straßenverkehr geht mehr und mehr 
verloren – dies nur als ein Beispiel, 
aber es ist ein deutliches Zeichen, 
dass der Respekt vor dem Zusam-
menleben und der Rücksichtnahme, 
der Respekt vor dem Recht, vor den 
Gerichten in diesem Land besorg-
niserregend schwindet. Dort müssen 
die Politik und die Gesellschaft als 
Ganzes durch gezielte Maßnahmen 
in alle Gesellschaftsschichten hinein 
gegensteuern, durch Investitionen 
vor allem in die Justiz, in Bildung, in 
Beratung, in soziale Unterstützung 
mit klaren Kontrollmechanismen 
und vor allem in das Begeistern für 
demokratische Werte.

Gerade die Begeisterung für de-
mokratische Werte ist in den ver-
gangenen Jahren in diesem Land 
zurückgegangen, besonders im Os-
ten der Republik, wie die Umfragen 
zeigen. Diese Entwicklung muss ge-
stoppt werden.

Ein großer Teil unserer Gesell-
schaft muss wieder mehr Respekt 

vor unseren Mitmenschen, vor ande-
ren Meinungen als der eigenen, vor 
dem Miteinander mit all den Wer-
ten, aber auch Regeln bekommen. 
Twitter-Hetze, gesteuert von auslän-
dische Troll-Fabriken oder auch von 
Partei-Organisationen, darf nicht 
der Boden für gesellschaftliche Aus-
einandersetzungen sein. Respekt 
vor der Sprache ist angesagt, auch 
bei Politikern und Politikerinnen, in 
Talkshows und auf Parteitagen. 

Streit in fairem Rahmen über In-
halte und politische Entscheidun-
gen muss sein, er ist das besondere 
und einzigartige Merkmal der De-
mokratie. Das mag eine Plattitüde 

sein, aber manchmal hat es den An-
schein, als hätten einige politische 
Köpfe in diesem Land diesen Wert 
vergessen, indem sie sich nicht von 
rechts- wie linksradikalen Gruppie-
rungen distanzieren oder, wie der 
bayrische CSU-Ministerpräsident 
samt seiner Partei, bewusst Bashing 
eines anderen Bundeslandes betrei-
ben, nur um Stimmen für die eige-
ne Wiederwahl zu gewinnen. Das 
ist ein gefährliches Spiel mit dem 
Föderalismus, das den Respekt der 
Bevölkerung vor einer föderalen 
Demokratie gefährden könnte, und 
es ist unglaubwürdig, wenn man im 
eigenen Bundesland Probleme mit 
rechtsradikalen Kräften hat.

Wohin unbarmherzige politische 
Gegnerschaft, Hass, Hetze, Lüge 
– verbreitet auch besonders durch 
soziale Medien – führen kann, das 
zeigen gerade die Beispiele USA 
und Brasilien. Es ist nicht nur der 
Gegensatz Arm und Reich, es ist in 
beiden Ländern auch eine Spaltung 
der bürgerlichen Gesellschaft.

Die Probleme, vor denen Deutsch-
land 2023 zusammen mit der Welt-
gemeinschaft steht, sind riesig. 
Klimakrise, Energiekrise, der Uk-
raine-Krieg mit noch nicht abseh-
baren gefährlichen Entwicklungen 
sind nur zu bewältigen, wenn in 
unsere gesamte Gesellschaft wieder 
das zurückkehrt, was zur Krisenbe-
wältigung und Zukunftssicherung 
unerlässlich ist: Respekt.

Ein großer Teil unserer Gesell-
schaft muss wieder mehr Respekt 
vor unseren Mitmenschen, vor ande-
ren Meinungen als der eigenen, vor 
dem Miteinander mit all den Werten 
aber auch Regeln bekommen. Twit-

ter-Hetze, gesteuert von ausländi-
sche Troll-Fabriken oder auch von 
Partei-Organisationen, darf nicht 
der Boden für gesellschaftliche Aus-
einandersetzungen sein. Respekt 
vor der Sprache ist angesagt, auch 
bei Politikern und Politikerinnen, in 
Talkshows und auf Parteitagen. 

Streit in fairem Rahmen über In-
halte und politische Entscheidun-
gen muss sein, er ist das besondere 
und einzigartige Merkmal der De-
mokratie. Das mag eine Plattitüde 
sein, aber manchmal hat es den An-
schein, als hätten einige politische 
Köpfe in diesem Land diesen Wert 
vergessen, indem sie sich nicht von 
rechts-wie linksradikalen Gruppie-
rungen distanzieren oder, wie ein 
bayrischer CSU-Ministerpräsident 
samt seiner Partei bewusst ein Ba-
shing eines anderen Bundeslandes 
betreibt, nur um Stimmen für sei-
ne Wiederwahl zu gewinnen. Das 
ist ein gefährliches Spiel mit dem 
Föderalismus, das den Respekt der 
Bevölkerung vor einer föderalen 
Demokratie gefährden könnte und 
es ist unglaubwürdig, wenn man im 
eigenen Bundesland Probleme mit 
rechtsradikalen Kräften hat.

Wohin unbarmherzige politische 
Gegnerschaft, Hass, Hetze, Lüge  – 
verbreitet auch besonders durch 
soziale Medien – führen kann, das 
zeigen gerade die Beispiele USA 
und Brasilien. Es ist nicht nur der 
Gegensatz Arm und Reich, es ist in 
beiden Ländern auch eine Spaltung 
der bürgerlichen Gesellschaft.

Die Probleme vor denen Deutsch-
land 2023, zusammen mit der Welt-
gemeinschaft steht, sind riesig. 
Klimakrise, Energiekrise, der Uk-
raine-Krieg mit noch nicht abseh-
baren gefährlichen Entwicklungen, 
sie sind nur zu bewältigen, wenn in 
unsere gesamte Gesellschaft wieder 
das zurückkehrt, was zu Krisenbe-
wältigung und Zukunftssicherung 
unerlässlich ist: Respekt.   
            

Ulrich Deppendorf
ist Herausgeber des Hauptstadtbriefs. 
Bis April 2015 war er Studioleiter 

und Chefredakteur Fernsehen 
im ARD-Hauptstadtstudio.

W as hat das World Eco-
nomic Forum (WEF) in 
Davos, das in den kom-

menden fünf Tagen wieder einen 
konstanten Nachrichtenstrom pro-
duzieren wird, mit dem amerikani-
schen Bundesstaat Kalifornien zu 
tun?

Um die Frage zu beantworten, 
lohnt es sich, genauer hinzuschauen 
und beherzt zu kombinieren. In Ka-
lifornien ist mit Beginn dieses Jahres 
ein interessantes Gesetz in Kraft ge-
treten, das der sogenannten *Pink 
Tax* entgegenwirken soll. Darunter 
versteht man die geschlechterspezi-
fischen Preisunterschiede für an sich 
gleichwertige Produkte, für die Frau-
en deutlich mehr bezahlen müssen 
als Männer. Wider allen Beteuerun-
gen der Industrie steht dahinter aus-
schließlich ein geschäftliches Inter-
esse. Das Phänomen betrifft nicht nur 
Kosmetika, Friseurdienstleistungen 
oder Kleidung, sondern noch vieles 
mehr. Weil die Preisaufschläge sich 
in ihrer Wirkung mit einer Art Extra-
Besteuerung vergleichen lassen, wird 
von eben jener pinkfarbenen Steuer 
gesprochen. In Kalifornien beträgt 
diese je Frau geschätzt fast 2400 Dol-
lar im Jahr, was der Industrie jährlich 
47 Milliarden Dollar an zusätzlichem 
Umsatz beschert. 

Wie auch immer dieser Gesetzes-
versuch ausgeht, lenkt er den Blick 
auf ein Thema, dass noch längst 
nicht im allgemeinen Bewusstsein 
angekommen ist: die Steuer auf das 
Anderssein. Wie viel Frauen tatsäch-
lich aufgebürdet wird, weiß so rich-
tig niemand. Nur eines ist sicher: Die 
Steuer ist sehr viel höher als ein paar 
tausend Dollar im Jahr. Ihr Anders-
sein kann Frauen sogar das Leben 
kosten. Wie das?

Genau dort kommt Davos ins 
Spiel. Allerdings nicht mit dem all-
jährlichen Glamourzirkus, in dem 
sich Regierungsmitglieder und CEOs 
selbst bespiegeln, sondern als eines 
der Felder, zu denen das WEF über 
das Jahr Expertise sammelt, darunter 
ein Thema von unterschätzter Rele-
vanz – der Frauengesundheit, die die 
Forschung jenseits der Reproduk-
tionsmedizin bisher nicht wirklich 
interessiert, obwohl die Hälfte der 
Weltbevölkerung weiblich ist. Ge-
sichert ist, dass über alle Krankhei-
ten hinweg Frauen deutlich später 
als Männer eine Diagnose erhalten. 
Die Medizin ist noch immer allzu 
männlich, der Maßstab des Gros me-
dizinischer Studien ein Mann von 75 
Kilogramm. Herzinfarkte beispiels-
weise kündigen sich bei Männern 
mit Schmerzen in der Brust an, bei 
Frauen dagegen mit weit diffuseren 
Symptomen. Weil man weniger da-
rüber weiß und sie deshalb später 
erkennt, sterben Frauen häufiger an 
der Attacke. Das Geschlecht spielt 
bei Erkrankungen und deren Be-
handlung sowie bei der Prävention 
eine noch viel entscheidendere Rolle 
als bei Kosmetika. 

Nun muss das WEF dieses The-
ma natürlich auf die Ebene des 
Ökonomischen heben. Eine bessere 
Frauengesundheit leistet nicht nur 
einen erheblichen Beitrag zum Welt-
Bruttosozialprodukt. Sie bietet auch 
hervorragende Investitionsmöglich-
keiten. Mehr noch: Deren weit über 
das Betriebswirtschaftliche hinaus-
gehenden Renditeeffekte sind viel 
ehrlicher als alles, was sich die Un-
ternehmen bisher mit ihren Mogel-
packungen ergaunern.    
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Berlin – 
Nacht & Tag

Gesundes Neues!

Der zwischenmenschliche Respekt in 
Deutschland schwindet. Wo bleibt die Begeisterung 

für demokratische Werte?
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Von Inge Kloepfer

Ein großer Teil unserer Gesellschaft muss wieder 
mehr Respekt vor unseren Mitmenschen, vor anderen 

Meinungen als der eigenen, vor dem Miteinander 
mit all den Werten aber auch Regeln bekommen.

Von Ulrich Deppendorf

Auch das kann Neukölln sein: Gelassene Gemeinsamkeit auf dem Tempelhofer Feld in Berlin-Neukölln Foto: picture alliance / Global Travel Images
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Liebe Leserinnen und Leser, 

wir senden Ihnen heute den 
ersten Hauptstadtbrief in diesem 
neuen Jahr zu, der von nun 
an wöchentlich auch in Ihrer 
Zeitung zu lesen ist. Seit 1999 
informiert der HSB als Hinter-
grunddienst über das politi-
sche Geschehen in Berlin, mit 
informativen Features, präzisen 
Analysen und pointierten Mei-
nungsbeiträgen. Hintergrund-
dienst – das heißt jenseits allzu 
aufgeregter Schlagzeilen oder 
breitgetretener Debatten, heißt 
vielmehr erklären, einordnen, 
Transparenz herstellen und fun-
dierte Orientierung ermöglichen. 
Wir berichten über Geschehnisse 
aus dem politischen Berlin, aber 
auch – mit Hilfe unseres Korres-
pondenten- und Expertennetz-
werks – aus aller Welt, gerade 
in diesen krisenhaften Zeiten, 
in denen uns ein schrecklicher 
Krieg mitten in Europa so sehr 
nach Frieden sehnen lässt.

Ihr Detlef Prinz,
Verleger


